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10 Annan fordert China zu 

stärkerem UN-Engagement 

auf

UN-Generalsekretär Annan hat zum 

sechsten Mal während seiner Amts­

zeit die VR China besucht. Auf dem 

Programm des fünftägigen Aufent­

halts standen unter anderem der Be­

such eines Öko-Dorfes und eines Test­

zentrums für HIV, sowie des „Peace 

Keeping Training Centre“ in Lang­

fang. China hat unterdessen viel Mühe 

auf die Auswahl von 125 Polizeioffizie­

ren verwandt, die als Teil der UN-Mis- 

sion nach Haiti entsandt werden sol­

len. Die Truppe wurde aus Einheiten 

von vier Großstädten ausgesucht und 

erhielt ein dreimonatiges Spezialtrai­

ning für den Einsatz. Seit 1999 hat 

China bereits bei einem halben Dut­

zend UN-Missionen Polizisten gestellt, 

der Einsatz in Haiti ist aber insofern 

ein Novum, als hier eine völlig selb­

ständige chinesische Einheit operieren 

wird, mit eigener Logistik und Kom­

mandostruktur. Das chinesische Enga­

gement ausgerechnet in Haiti ist er­

staunlich, zumal der Inselstaat eines 

der wenigen verbleibenden Länder ist, 

die mit Taiwan diplomatische Bezie­

hungen unterhalten.

Annan lobte die Qualitäten des chi­

nesischen Militärs und forderte die 

Volksrepublik zu verstärktem Enga­

gement bei Peace-keeping-Missionen 

auf. Staatssekretär Tang Jiaxuan sag­

te bei einem Treffen mit Annan zu, 

China werde in Zukunft eine aktive­

re Rolle in der UNO spielen und sich 

stärker am Peace-keeping beteiligen. 

Yang Huanning, stellvertretender Mi­

nister für öffentliche Sicherheit, äu­

ßerte gegenüber Annan, China werde 

sich darum bemühen, mehr Personal 

für entsprechende Einsätze zu schulen. 

(ST, 1.10.04; XNA, 12.10.04) -mb-

11 Chinesische Geisel in Pakis­

tan getötet

Beim Versuch pakistanischer Sicher- 

heitskräfte, zwei entführte chinesische 

Ingenieure aus der Gewalt der Geisel­

nehmer zu befreien, ist eine der Gei­

seln ums Leben gekommen. Die beiden 

Männer hatten an einem Dammpro­

jekt gearbeitet, welches eine chinesi­

sche Gesellschaft ausführt. Der Damm 

befindet sich in einer von der Zentral­

regierung nur unzureichend kontrol­

lierten Gegend, im Süden von Wa- 

ziristan. Dort sind über 35.000 pa­

kistanische Soldaten in Aktionen ge­

gen islamische Extremisten eingesetzt. 

Das Gebiet gilt als möglicher Aufent­

haltsort von Bin Laden. Die Entfüh­

rer haben Verbindungen zum Al-Qai­

da-Netzwerk und werden angeführt 

von Abdullah Mehsud, einem Taliban­

führer, der erst im März aus Guan- 

tanamo entlassen worden war. Bei­

jing hat daraufhin Washington auf­

gerufen, bei der Entlassung von „ost- 

turkestanischen“ Verdächtigen aus der 

Haft in Guantanamo Vorsicht walten 

zu lassen. Ursprünglich forderten die 

Kidnapper die Freilassung aller Aus­

länder durch die Pakistanische Regie­

rung, forderten später aber nur noch 

freien Abzug. Alle Geiselnehmer ka­

men bei der Erstürmung ihres Unter­

schlupfes um, Mehsud war aber nicht 

unter ihnen.

Nach der Entführung wurden die Ar­

beiten am Damm einstweilen einge­

stellt; die chinesische Seite fordert ver­

besserte Sicherheitsbedingungen. Un­

ter den etwa 350 Beschäftigten ist die 

Sorge vor weiteren Entführungen groß. 

Das Geiseldrama hat in der chinesi­

schen Öffentlichkeit große Aufmerk­

samkeit und Anteilnahme erregt. Die 

überlebende Geisel wurde bei der Lan­

dung in Beijing von Hu Jintao per­

sönlich am Flughafen begrüßt. In In­

ternetforen wurden vereinzelt Stim­

men laut, die das chinesische En­

gagement im Anti-Terrorkampf an 

der Seite der USA für den Vorfall 

verantwortlich machten. (ZXS, nach 

BBC PF, 29.10.04; The News web 

site, nach BBC PF, 18.10.04; XNA, 

18.10.04; SCMP, 11., 14., 15.10.04; 

WSJ, 12.10.04; PTV World, nach 

BBC PF, 14.10.04) -mb-

Innenpolitik

12 Gesellschaftliche Unruhen 

inverschiedenen Landestei­

len

Im Laufe des Oktober und frühen No­

vember häuften sich Meldungen über 

soziale Unruhen und Gewaltkonflikte 

aus mehreren Regionen Chinas. Für 

einige westliche Medien war dies An­

lass, vor einer politischen Destabili­

sierung zu warnen und um die Si­

cherheit ausländischer Investitionen in 

dem Lande zu bangen. Derartige Be­

fürchtungen einer auf breite Bevöl­

kerungsgruppen übergreifenden Pro­

testwelle scheinen derzeit unbegrün­

det, da sich auch die jüngst bekannt 

gewordenen Unruhen keineswegs ge­

gen das politische System als solches 

bzw. gegen die parteistaatliche Füh­

rung richten. Wie im Folgenden zu zei­

gen sein wird, handelt es sich viel­

mehr um lokal begrenzte Protestak­

tionen zur Durchsetzung partikularer 

Interessen, die sich in der Regel ge­

gen spezifische Missstände und die da­

für verantwortlichen Akteure vor Ort 

richten. Für eine überregionale organi­

satorische Vernetzung zur Erreichung 

übergeordneter politischer Ziele hinge­

gen findet sich bislang kaum Evidenz, 

wenn eine solche Möglichkeit für die 

Zukunft auch nicht von der Hand zu 

weisen ist und von der parteistaatli­

chen Führung in China als ein besorg­

niserregendes Szenario durchaus dis­

kutiert wird.

Die zahlreichen Meldungen über Un­

ruhen in verschiedenen Landesteilen 

Chinas weisen auf eine große Band­

breite von Konfliktursachen und Aus­

lösern für die teilweise gewaltsam aus­

getragenen Proteste. Ein generelles 

Problem bei der Analyse der Konflikt­

faktoren ist die hochgradige Intrans­

parenz lokaler Ereignisse, die durch 

die nach wie vor sehr restriktive Infor­

mationspolitik begründet ist. So wer­

den meist unmittelbar nach Bekannt­

werden sozialer Unruhen von loka­

len oder zentralstaatlichen Instanzen 

Nachrichtensperren verhängt. Ange­

sichts moderner Medien wie dem In­

ternet oder SMS-Kurznachrichten so­

wie der Vernetzung mit Hongkonger 

und internationalen Medienberichter­

stattern sind diese Nachrichtensperren 

zwar nicht vollständig effektiv, bewir­

ken aber in der Regel ein erhebliches 

Informations-„Rauschen“, das teilwei­

se zu großen Schwankungen in den 

Zahlenangaben (Zahl der Protestie­

renden, der eingesetzten Sicherheits­

kräfte, Verhaftungen, eventueller Op­

fer von Gewaltkonflikten etc.) und zu 

stark variierenden Schilderungen des 

Ereignishergangs führt. Entsprechend 

lassen sich auch die Konfliktverläufe 
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der jüngsten Unruhen nur grob rekon­

struieren:

1. Am 18. Oktober hatten sich an ei­

ner privaten Streitigkeit zwischen 

Passanten im Distrikt Wanzhou 

auf dem Verwaltungsgebiet der 

regierungsunmittelbaren Stadt

Chongqing im Südwesten Chinas 

schwere Unruhen entzündet, die 

in gewaltsame Ausschreitungen 

gegen die kommunale Regierung 

mündeten. So weit den Meldungen 

zu entnehmen ist, waren die Un­

ruhen dadurch entstanden, dass 

ein Lastenträger auf einem städ­

tischen Obstmarkt in Wanzhou 

mit seiner Tragestange eine Frau 

am Kopf verletzt hatte, woraufhin 

ihr Mann eingriff, um Wiedergut­

machung zu fordern. Unmittel­

barer Auslöser für die Unruhen 

scheint das Verhalten des Man­

nes gewesen zu sein, der sich als 

Funktionär ausgab und mit dieser 

angeblichen „offiziellen“ Autori­

tät androhte, jemanden zu „be­

zahlen“, um Vergeltung an dem 

Lastenträger zu üben. Diese An­

drohung wurde von Umstehenden 

offenbar als typische Anmaßung 

interpretiert, wie es einem weit 

verbreiteten Bild korrupten bzw. 

mafiosen Verhaltens unter Par­

tei- und Regierungsfunktionären 

entspricht. In dem entstandenen 

Massenauflauf wuchs sich darauf­

hin der Unmut über den Vorfall 

zu kollektiven Antikorruptions­

protesten aus, die innerhalb we­

niger Stunden gewaltsame For­

men annahmen. So weit bekannt, 

wurden Polizeifahrzeuge umstellt 

und in Brand gesetzt; zum Abend 

hin zogen aufgebrachte Massen 

vor das Gebäude der Distriktre­

gierung, in das einige schließlich 

gewaltsam eindrangen, bis sie von 

Sicherheitskräften entfernt wur­

den. Eskalierend scheint dabei der 

Einsatz von über 1.000 Polizisten, 

verstärkt durch Einheiten der dem 

Militär unterstellten Bewaffneten 

Volkspolizei gewirkt zu haben, 

die unter anderem Tränengas und 

Plastikgeschosse einsetzten, um 

die Proteste zu unterbinden. In 

der Bilanz sollen über 10.000 (ein­

zelnen Angaben bis zu 40.000) 

Menschen an den Protesten betei­

ligt gewesen und zahlreiche Perso­

nen verletzt worden sein, darunter

mehrere Dutzend der eingesetz­

ten Sicherheitskräfte; ebenfalls 

mehrere Dutzend Personen sollen 

verhaftet worden sein. Der über­

raschende „Massen-Zwischenfall“ 

(quntixing shijian, so der einschlä­

gige chinesische Begriff) soll von 

der parteistaatlichen Führung in 

Beijing mit großer Besorgnis zur 

Kenntnis genommen worden sein; 

so sei angeordnet worden, dass 

hochrangige Parteivertreter nach 

Wanzhou reisten, um vor Ort für 

eine möglichst rasche Befriedung 

des Aufruhrs zu sorgen.

2. In der letzten Oktoberwoche kam 

es in mehreren Dörfern im Kreis 

Zhongmou zwischen den Städten 

Zhengzhou und Kaifeng in der 

zentralchinesischen Provinz He- 

nan zu schweren Unruhen zwi­

schen Han-Chinesen und Angehö­

rigen der muslimischen Bevölke­

rungsgruppe der Hui. Die Hui gel­

ten mit landesweit rund 8,3 Mio. 

Vertretern (ca. 1 Mio. in der Pro­

vinz Henan) formal als „nationa­

le Minderheit“, unterscheiden sich 

aber weder ethnisch noch lingu­

istisch, sondern einzig durch ih­

re religiöse Zuordnung und die 

darauf zurückgehenden sozialen 

und kulturellen Merkmale von den 

Han-Chinesen. Über den Auslö­

ser des Konflikts wurden in inter­

nationalen Medien zahlreiche Va­

rianten kolportiert; darunter fan­

den sich vage Informationen über 

einen Verkehrsunfall, bei dem ein 

6-jähriges Han-chinesisches Mäd­

chen von einem Taxifahrer der 

Hui verletzt worden sein soll, Ge­

rüchte über einen Streit zwischen 

Han- und Hui-Kindern sowie Hin­

tergrundberichte über eine lang­

jährige Rivalität zwischen loka­

len Fuhrunternehmen. Im Gefol­

ge soll es zu gewaltsamen Kon­

flikten zwischen den Bewohnern 

mehrerer Dörfer gekommen sein, 

die mehrheitlich von Han-Chine­

sen bzw. Hui bewohnt werden. 

Verschiedenen Meldungen zufolge 

soll es im Laufe der mehrtägigen, 

teilweise noch bis in den Novem­

ber hinein anhaltenden Ausschrei­

tungen, während derer der Aus­

nahmezustand über die involvier­

ten Dörfer verhängt worden sein 

soll, zwischen 7 und 148 Todesop­

fer und zahlreiche Verletzte ge­

geben haben. Internationale Me­

dienberichte neigten dazu, die Un­

ruhen als ethnisch-religiös moti­

vierten Gewaltkonflikt zu deuten 

und die hohe Organisationsfähig­

keit und Aggressionsbereitschaft 

der muslimischen Hui herauszu­

stellen. Hier mag es sich um ei­

ne vor dem Hintergrund globa­

ler Konfliktlinien verzerrte Deu­

tung lokaler Auseinandersetzun­

gen handeln, die in erster Li­

nie auf sozioökonomische Kon­

flikte zurückzuführen sein dürf­

ten. Die bevölkerungsreiche und 

im strukturellen Umbruch befind­

liche Provinz Henan gilt allgemein 

als „Armenhaus“, wo es im Zuge 

der Reformperiode zu erheblichen 

sozialen Verwerfungen gekommen 

ist. Als religiöse Minorität sind 

die Angehörigen der Hui darüber 

hinaus spezifischen sozioökonomi­

schen und kulturellen Diskriminie­

rungen ausgesetzt, die die Span­

nungen zu einem wesentlichen Teil 

erklären könnten.

3. Ebenfalls Ende Oktober ereig­

neten sich im Kreis Hanyuan 

in der südwestchinesischen Pro­

vinz Sichuan schwere Unruhen, als 

Bauern gegen Zwangsumsiedlun­

gen und unzureichende Entschä­

digungszahlungen bei der staatli­

chen Enteignung ihrer landwirt­

schaftlichen Flächen für ein ge­

plantes Staudammprojekt am Da- 

du-Fluss protestierten. Von dem 

Pubugou-Staudammprojekt, das 

der Gewinnung von Wasserkraft 

dienen soll, sollen bis zu 100.000 

Bauern in insgesamt 40 Gemein­

den aus drei umliegenden Krei­

sen der Provinz Sichuan betroffen 

sein. An den Protesten selbst ha­

ben sich unterschiedlichen Berich­

ten zufolge zwischen 10.000 und 

100.000 Menschen beteiligt. Sie 

versammelten sich an der Baustel­

le und versuchten, eine Aufhebung 

der Sperrung des Dadu-Flusses zu 

erzwingen. Bis zu 10.000 Angehö­

rige der Bewaffneten Volkspolizei 

sollen eingesetzt worden sein, um 

die Massenproteste aufzulösen, die 

vor dem Hintergrund verbreiteter 

Korruptionsvorwürfe gegen lokale 

Funktionäre zu gewaltsamer Eska­

lation geführt hatten. Auch in die­

sem Fall war von mehreren Toten 

und Verletzten auf beiden Seiten 

die Rede. Illegale bzw. willkürli­

che Zwangsenteignungen, Zwangs-
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Umsiedlungen von Agrarland und 

mangelnde Kompensationszahlun­

gen waren in den vergangenen Wo­

chen und Monaten wiederholt An­

lass für bäuerliche Protestaktio­

nen kleineren Ausmaßes auch in 

anderen Landesteilen gewesen, so 

in den Provinzen Hebei, Anhui 

und Shaanxi.

4. In verschiedenen Provinzen wur­

den in den vergangenen Wochen 

außerdem mehrere Arbeiterpro­

teste kleineren Umfangs verzeich­

net. So weit bekannt ist, waren be­

reits Mitte September 6.000 Ar­

beiter einer Textilfabrik in der 

Stadt Xianyang in der Provinz 

Shaanxi in den Ausstand getreten, 

um gegen einen von der kommuna­

len Regierung geplanten Verkauf 

ihres Betriebs an einen Hongkon­

ger Konzern zu protestieren. Der 

Streik, der unter anderem mit der 

Blockade einer wichtigen Eisen­

bahnstrecke verbunden war, dau­

erte über sieben Wochen bis Ende 

Oktober an, als mehrere Verhaf­

tungen die Streikenden zur Aufga­

be zwangen. In Xi’an, der Provinz­

hauptstadt von Shaanxi, blockier­

ten Arbeiter eines Staatsbetriebs 

im Oktober für mehrere Wochen 

einen zentralen Busbahnhof der 

Stadt. In Bengbu in der Provinz 

Anhui sollen bis zu 10.000 Pensio­

näre für die Erhöhung ihrer knap­

pen Renten protestiert haben, die 

angesichts steigender Preise für 

den Lebensunterhalt nicht mehr 

ausreichten.

Vielen der Unruhen scheint ein ge­

meinsames Muster kollektiver Protest­

aktionen zugrunde zu liegen. Wie etwa 

Thomas Bernstein von der Columbia 

University anhand einer mehrjährigen 

Untersuchung ländlicher Unruhen in 

China konstatiert hat, stellen die Pro­

testaktionen in den meisten Fällen Re­

aktionen auf unliebsame Entscheidun­

gen, mangelhafte Politikimplementie­

rungen oder Willkürakte lokaler Be­

amter dar, die den Unmut oder Zorn 

der Bevölkerung erregen. Anliegen der 

Proteste ist dabei nicht eine Kritik 

am politischen System selbst oder ei­

ne Herausforderung der parteistaatli­

chen Führung. Vielmehr zeigen sich 

die Protestierenden typischerweise be­

müht, ihre Protestaktionen dadurch 

zu legitimieren, dass sie sich explizit 

oder implizit auf Regeln, Verordnun­

gen und programmatische Politikzie­

le der zentralen Führung berufen. Be­

zeichnend ist etwa die jüngste Häu­

fung von bäuerlichen Protesten gegen 

lokale Missstände im Zusammenhang 

mit Zwangsenteignungen von Agrar­

flächen für gewerbliche oder staatli­

che Infrastrukturprojekte wie zuletzt 

in Sichuan, Hebei, Anhui und Shaanxi. 

Die Protestierenden rekurrieren da­

mit auf das Thema illegaler oder ir­

regulärer Enteignungen von Landwirt­

schaftsflächen, deren Bekämpfung die 

neue Führungsspitze unter Hu Jintao 

und Wen Jiabao seit 2003 - nicht zu­

letzt durch entsprechende Revisionen 

der Verfassung im März 2004 - höchs­

te politische Priorität eingeräumt hat. 

Ähnliches gilt auch für Proteste ge­

gen lokale Korruptionsskandale, die im 

Selbstverständnis der Protestierenden 

an die zentrale Politik der Korrupti­

onsbekämpfung anknüpfen.

Die nicht untypische Beteiligung von 

mehreren Zehntausend Menschen, die 

Blockade von Eisenbahnlinien und an­

deren wichtigen Verkehrsstrecken so­

wie nicht zuletzt die Aggressionsbe­

reitschaft gegenüber lokalen Autoritä­

ten erklären sich vor diesem Hinter­

grund zum Teil als Taktik der „Laut­

verstärkung“, um in Beijing Gehör für 

das vor Ort erlittene Unrecht zu fin­

den. Der übliche Einsatz von Groß­

aufgeboten der Polizei und anderer 

repressiver Instrumente durch lokale 

Akteure, der anfänglich oft auch da­

durch motiviert ist, die Kritik an loka­

len Missständen im Keim zu ersticken 

und gewissermaßen vor der Zentralre­

gierung zu vertuschen, trägt zur im­

mer wieder beobachtbaren Gewaltes­

kalation bei. Ihrem kollektiven Akti­

onsmuster nach zielen viele der loka­

len Proteste damit auf einen „Schul­

terschluss“ mit der zentralen Führung 

gegen illegale oder Willkürakte lokaler 

Autoritäten ab. Als solche lassen sie 

sich in der Regel auch lokal eindäm­

men, indem übergeordnete Instanzen 

zur Befriedung der jeweiligen parti­

kularen Forderungen der Protestieren­

den einschreiten und Kompromisslö­

sungen anbieten. In gewisser Weise 

der Logik und Dynamik von Tarif­

konflikten in korporatistisch gepräg­

ten politischen Systemen vergleichbar, 

scheint vielen Protestaktionen, die zu­

nächst den Eindruck spontan hochko­

chenden Volkszorns erwecken, häufig 

ein rationales Motiv kalkulierten Risi­

kos zur Durchsetzung partikularer In­

teressen zugrunde zu liegen. Die An­

reize für eine überregionale organisa­

torische Vernetzung mit anderen Pro­

testaktionen scheinen vor diesem Hin­

tergrund gering. Insbesondere gab es 

bislang kaum Anzeichen für Koalitio­

nen zwischen ländlichen und städti­

schen Protestierenden, deren Interes­

sen in der Regel stark differieren. Ei­

ne solche Entwicklung kann für die 

Zukunft nicht ausgeschlossen werden, 

scheint gegenwärtig aber wenig wahr­

scheinlich.

Mit der Ausrichtung ihrer politischen 

Programmatik an den Interessen der 

benachteiligten Bevölkerungsgruppen 

bewegt sich die neue parteistaatliche 

Führung allerdings auf einer sensiblen 

Gratwanderung zwischen einem „Em- 

powerment“ breiterer Bevölkerungs­

teile, die sich zur Einforderung der 

ihr zugesagten Rechte ermutigt sehen, 

und einem kurzfristigen Rückgriff auf 

restriktive Maßnahmen, sobald diese 

Forderungen zu entgleisen drohen. So 

wurde ebenfalls im Oktober bekannt, 

dass die Propagandaabteilung des ZK 

der KPCh die unter staatlicher Auf­

sicht befindlichen Medien des Landes 

angewiesen habe, bis auf Weiteres 

nicht mehr über Fälle illegaler oder 

irregulärer Enteignungen von Grund 

und Boden zu berichten. Offenbar 

hatte die prominente Berichterstat­

tung zu diesem sensitiven Thema in 

den staatlichen Medien insbesonde­

re seit Beginn 2004 eine Flut lokaler 

Protestaktionen ausgelöst. Aus Sicht 

der parteistaatlichen Führung haben 

die Proteste allmählich offenbar ein 

besorgniserregendes Ausmaß erreicht, 

nachdem betroffene Gruppen über den 

Sommer und Herbst verstärkt auch in 

die Hauptstadt Beijing reisten, um 

dort vor den zuständigen Behörden 

für ihre Anliegen zu demonstrieren. 

(RMRB, 29.10.04; XNA, 28.10.04; 

Zhongguo Xinwen She, 20.10.04, nach 

BBC PF, 21.10.04; SCMP, 7., 18., 21.,

26., 27., 29.10.04; Ming Pao, 20.10.04, 

nach BBC PF, 21.10.04; Ping Kuo Jih 

Pao, 8.10.04, nach BBC PF, 9.10.04; 

ST, 8.10.04; WSJ, 6.10.04; New 

York Times, 2.11.04; Reuters Alert- 

Net, 20.10.04; Kyodo News Service, 

27.10.04, nach BBC PF, 29.10.04; The 

Economist, 6.11.04; Monde, 5.11.04; 

Die Zeit, 4.11.04; Spiegel online, 

1.11.04; FAZ, 21.10., 2.11.04; taz, 2., 

3.11.04; Thomas Bernstein, „Unrest 
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in Rural China: A 2003 Assessment“, 

http: //repositories.cdlib.org/csd/04- 

13) -hol-

13 Neue Bestimmungen zum 

Schutz der Rechte von Par­

teimitgliedern

Als eine erste Konkretisierung der ZK- 

Resolution zur „Stärkung der Regie­

rungskapazität der Partei“ vom Sep­

tember 2004 hat die Parteiführung 

Ende Oktober neue „Bestimmungen 

der KPCh zum Schutz der Rechte von 

Parteimitgliedern“ vorgelegt. Das am 

25. Oktober publizierte Dokument er­

setzt eine vorläufige Fassung der Be­

stimmungen aus dem Jahr 1995. Wie 

die staatlichen Medien herausstellten, 

liegt das Hauptgewicht der neuen Fas­

sung auf der Verwirklichung „inner­

parteilicher Demokratie“, der in der 

jüngsten ZK-Resolution große Bedeu­

tung für die Stärkung der Regierungs­

kapazität der Partei zugemessen wur­

de (vgl. C.a., 2004/9, Ü 7).

Die neuen Bestimmungen regeln in 

insgesamt 38 Artikeln allerdings nicht 

nur die Rechte, sondern widmen sich 

im selben Zuge auch den Pflichten 

der Parteimitglieder. So wird einfüh­

rend in den Allgemeinen Grundsätzen

- analog zur Verfassung der VR China

- neben dem Prinzip der „Gleichheit 

aller vor der Parteidisziplin“ auch das 

Prinzip der „Einheit von Rechten und 

Pflichten“ fest geschrieben.

Im zweiten Abschnitt werden die „de­

mokratischen Rechte“ der Mitglieder 

der KPCh einzeln benannt. Dazu ge­

hören das Recht auf Teilnahme an Sit­

zungen der verschiedenen Parteigre­

mien, auf Lektüre relevanter Parteido­

kumente, auf Teilnahme an parteiin­

ternen Diskussionen, auf die Formulie­

rung von Empfehlungen, Vorschlägen 

und Kritik an parteipolitischen Inhal­

ten, Parteiorganisationen oder ande­

ren Parteimitgliedern bis hin zur For­

derung nach der Absetzung von Par­

teikadern bei nachgewiesenem Fehl­

verhalten, das Recht zur aktiven und 

passiven Wahl, das Recht auf Selbst­

verteidigung bei Anschuldigungen ge­

gen die eigene Person sowie schließ­

lich das Recht, bei Verletzung der ei­

genen Rechte durch Dritte übergeord­

nete Parteiinstanzen anzurufen.

Auffällig erscheint dabei zum einen, 

dass dem einzelnen Parteimitglied bei 

der Ausübung der meisten genann­

ten Rechte ein direkter Durchgriff bis 

auf die höchste Ebene der Parteifüh­

rung gewährt wird. So regelt etwa 

Artikel 12, dass ein Parteimitglied, 

das einer Entscheidung oder Politik 

der Partei nicht zustimmt, seine Be­

denken gegenüber Parteiorganisatio­

nen auf übergeordneten Ebenen „bis 

hinauf zum ZK der Partei“ artikulie­

ren kann, „vorausgesetzt, dass er die 

betreffende Entscheidung oder Politik 

konsequent implementiert“ - Partizi­

pation und Kritik an der Parteipoli­

tik ja, Blockade bei deren Umsetzung 

nein, so lässt sich die zugrunde liegen­

de Logik zusammenfassen. Zum an­

deren fallen die Einschränkungen auf, 

die für die Teilnahme an parteiinter­

nen Diskussionen oder die Artikulati­

on von Kritik aufgestellt werden: Zwar 

berechtigt Artikel 7 alle Parteimitglie­

der, sich auf Parteisitzungen sowie in 

Zeitungen und Zeitschriften der Par­

tei an Diskussionen zur Parteipolitik 

und zu parteitheoretischen Fragen zu 

beteiligen und „seiner Meinung vol­

len Ausdruck zu geben“; zugleich aber 

wird gefordert, dass die sich Partei­

mitglieder dabei „bewusst in einer Li­

nie mit dem ZK der KPCh zu be­

wegen haben und keine Standpunkte 

und Kommentare artikulieren dürfen, 

die den grundlegenden Theorien, Leit­

linien, Programmen und Erfahrungen 

der Partei widersprechen“. Weiter re­

gelt Artikel 9, dass Kritik an Partei­

organisationen oder anderen Mitglie­

dern in „verantwortlicher Weise“ zu er­

folgen habe, und verbietet, kritische 

Informationen „willkürlich zu verbrei­

ten oder zu zirkulieren, die Tatsachen 

übertrieben oder verzerrt darzustellen 

oder gar falsche Tatsachen zu erfinden 

und falsche Anschuldigungen zu ma­

chen“. Damit erscheint die Artikula­

tion parteiinterner Kritik auch weiter­

hin als ein persönliches Risiko, das der 

Betreffende sehr wohl abwägen muss.

Der dritte Abschnitt mit der Über­

schrift „Sicherungsmaßnahmen“ wid­

met sich im Wesentlichen den glei­

chen Fragen, allerdings aus der Per­

spektive der Ausübung besagter Rech­

te als einer „Pflicht“ der Parteimitglie­

der. Hier werden die Führungsgremi­

en und verantwortlichen Kader auf al­

len Ebenen verpflichtet, die regelmä­

ßige Teilnahme der Parteimitglieder 

an einschlägigen Sitzungen, die Lektü­

re parteiinterner Dokumente, die For­

mulierung von Empfehlungen, Vor­

schlägen und Kritik etc. sicherzustel­

len. Begründete Kritik an Organisa­

tionen und Mitgliedern, die zur Auf­

deckung von Problemen führten, sol­

le belohnt, „unverantwortliche“ Kritik 

hingegen bestraft werden. Wichtige 

parteipolitische, personelle und diszip­

linarische Fragen müssten durch par­

teiinterne Abstimmungen entschieden 

werden. Dabei gelte es mittels adäqua­

ter Abstimmungsverfahren (mündlich, 

per Handzeichen, per Stimmzettel) zu 

gewährleisten, dass die Meinungen der 

abstimmenden Parteimitglieder ange­

messen reflektiert würden. Abweichen­

de Meinungen gelte es zu respektie­

ren; falls in bestimmten Fragen er­

heblicher Dissens fortbesteht, müssten 

weitere Konsultationen innerhalb der 

Partei stattfinden und ein neuer Ab­

stimmungstermin anberaumt werden. 

Bei Abstimmungen und Wahlen gelte, 

die ordnungsgemäße Durchführung si­

cherzustellen und Manipulationen je­

der Art zu verhindern.

Schließlich fordern die neuen Be­

stimmungen, jegliche Verletzung von 

Rechten der Parteimitglieder zu ahn­

den, und legen Zuständigkeiten und 

Verfahrensstandards für parteiinter­

ne Disziplinarmaßnahmen fest. Insbe­

sondere sollten ländliche und städti­

sche Basisorganisationen der Partei si­

cherstellen, dass die Rechte migrieren­

der Parteimitglieder angemessen ge­

schützt werden (Artikel 27). Diese Re­

gelung scheint dem Umstand geschul­

det zu sein, dass Parteimitglieder nach 

einem Wechsel ihrer beruflichen Tä­

tigkeit - sei es durch die Migration 

ehemals ländlicher Arbeitskräfte in die 

Städte oder durch den Wechsel von ei­

nem staatlichen in ein Privatunterneh­

men - in ihrem neuen Arbeitsverhält­

nis oftmals nicht mehr als solche er­

fasst werden. Ziel ist es offenbar, sol­

che „Karteileichen“ als aktive Partei­

mitglieder zurückzugewinnen und ihr 

Engagement für die Sache der Partei 

gerade auch in Einheiten des privaten 

Sektors zu stärken, in denen der Ein­

fluss der KPCh im Sinken begriffen ist. 

Im Fazit scheinen die neuen Bestim­

mungen zum Schutz der Rechte der 

Parteimitglieder nicht nur auf die Rea­

lisierung „innerparteilicher Demokra­

tie“, sondern mindestens ebenso sehr 

darauf abzuzielen, die Mitglieder der 

KPCh stärker als bisher in die Pflicht 

zu nehmen, um die weiterhin bean­

file:////repositories.cdlib.org/csd/04-13
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spruchte Führungsrolle der Partei per­

sonell und organisatorisch ausfüllen zu 

können. Insgesamt scheint die partei­

staatliche Führung in ihren jüngsten 

Verlautbarungen und Maßnahmen auf 

dem Gebiet politischer Reform kei­

neswegs eine Liberalisierung des po­

litischen Systems anzustreben. Viel­

mehr scheint das Ziel zu sein, die 

Effizienz parteistaatlicher Herrschaft 

und insbesondere die Implementie­

rung zentral gefasster parteipolitischer 

Entscheidungen auf lokaler Ebene zu 

erhöhen, die personellen und orga­

nisatorischen Grundlagen der Partei 

zu verbessern und die Kontrolle über 

wichtige Teile der Wirtschaft und Ge­

sellschaft zu verstärken.

In die gleiche Richtung wiesen zuletzt 

auch andere Aktivitäten der KPCh- 

Führungsspitze. So forderte KPCh- 

Generalsekretär Hu Jintao seit An­

fang Oktober wiederholt, die Rolle 

von Kadern an der gesellschaftlichen 

Basis noch stärker zu entfalten. Ih­

nen käme eine zentrale Bedeutung für 

die Stärkung der Regierungskapazität 

der Partei zu, da sie an der länd­

lichen und städtischen Basis in un­

mittelbarem Kontakt mit der Bevöl­

kerung stünden und über die Imple­

mentierung der parteipolitischen Zie­

le entschieden. Im Stile traditioneller 

Modell-Kampagnen priesen Hu Jin­

tao und Ministerpräsident Wen Jia- 

bao das großartige Exempel eines ge­

wissen Zhou Guozhi, der sich als Ka­

der an der gesellschaftlichen Basis in 

selbstloser Aufopferung für die Belan­

ge der Massen eingesetzt habe. Ein 

eigens geschaffenes „Team zum Ler­

nen von Zhou Guozhis fortschritt­

lichen Taten“ soll in den kommen­

den Wochen und Monaten verschiede­

ne Landesteile bereisen, um dort ent­

sprechende Vorträge vor Basiskadern 

zu halten. Auf einer Politbürositzung 

am 21. Oktober wurde außerdem be­

schlossen, ab Januar 2005 eine landes­

weite Erziehungskampagne zur „Wah­

rung des fortschrittlichen Wesens von 

Parteimitgliedern“ zu starten. Auch 

hier solle mittels exemplarischer Mo­

delle vermittelt werden, was es un­

ter den heutigen Bedingungen für die 

KPCh und ihre Mitglieder heiße, fort­

schrittlich zu sein und zu bleiben. 

(RMRB, 25.10.04; Xinhua, 2., 6., 19.,

21., 24.10.04, nach BBC PF, 5., 8., 21.,

23., 26.10.04; XNA, 3., 20., 21.10.04) 

-hol-

14 Parteidokument zur ideolo­

gischen und politischen Er­

ziehung von Hochschulstu­

denten

Die insgesamt rund 20 Millionen 

Hochschulstudenten in China sollen 

gemäß einem Mitte Oktober publizier­

ten Dokument der KPCh in Zukunft 

einer intensiveren ideologischen und 

politischen Erziehung unterzogen wer­

den.

Landesweit wurden Parteiorganisatio­

nen und Leitungen von Hochschulen 

und Universitäten aufgefordert, die 

Erziehungsmaßnahmen auf den Gebie­

ten moralischer, intellektueller, kör­

perlicher und künstlerischer Qualitä­

ten der jungen Menschen zu verstär­

ken. Ziel sei es, qualifizierte „Erbau­

er und Nachfolger der Sache des So­

zialismus chinesischer Prägung“ he­

ranzubilden, um die weitere Entwick­

lung des Landes inmitten eines zuneh­

mend scharfen internationalen Wett­

bewerbs voranzutreiben und das Ziel 

der Schaffung einer Gesellschaft mit 

bescheidenem Wohlstand zu verwirkli­

chen. Trotz der tief greifenden Verän­

derungen der internationalen Situati­

on und der Situation im eigenen Land 

gelte es, eine Bildungselite heranzu­

ziehen, die „ihre Partei, ihr Vaterland 

und den Sozialismus lieben, die Leitli­

nien, Prinzipien und politischen Ent­

scheidungen der Partei unterstützen, 

sich voll und ganz mit der Deng-Xiao- 

ping-Theorie und dem wichtigen Ge­

danken der 'Dreifachen Repräsentati­

on’ identifizieren, dem ZK der KP­

Ch mit Genossen Hu Jintao als Ge­

neralsekretär volles Vertrauen schen­

ken und zuversichtlich auf dem Pfad 

des Sozialismus chinesischer Prägung 

voranschreiten, um das große Ziel der 

Verwirklichung einer Gesellschaft be­

scheidenen Wohlstands zu erreichen“.

Zugleich hofft die Parteiführung of­

fenbar, die besten unter den Hoch­

schulstudenten für eine Mitgliedschaft 

in der KPCh zu gewinnen. So wies 

Zeng Qinghong, Mitglied des Politbü­

ros und des Sekretariats des ZK, Par­

teiorganisationen in allen Hochschulen 

des Landes an, die Arbeit des Partei­

aufbaus zu intensivieren und der Par­

tei möglichst talentierte Studenten zu­

zuführen.

Bei Teilen der Studentenschaft, insbe­

sondere unter gut qualifizierten und 

karriereorientierten Studenten, scheint 

die Bereitschaft für eine Parteimit­

gliedschaft keineswegs gering. Nach 

wie vor gilt sie als Sprungbrett in ein­

flussreiche Positionen im staatlichen 

Verwaltungs- oder Unternehmenssek­

tor. Dabei scheinen nicht nur pragma­

tische karrieretechnische Kalküle ei­

ne Rolle zu spielen, sondern auch der 

Wunsch nach persönlichem Engage­

ment für die weitere wirtschaftliche 

und gesellschaftliche Entwicklung des 

Landes und für die KPCh, die sich die­

sem Auftrag verschrieben hat. (Xin­

hua, 15.10.04, nach BBC PF, 17.10.04; 

XNA, 18.10.04; ST, 16.10.04) -hol-

15 Feierlichkeiten zum 55. Jah­

restag der Volksrepublik

Anlässlich des Gründungstages der 

Volksrepublik vor 55 Jahren beging 

die parteistaatliche Führung am 1. 

Oktober erneut diesen Jahrestag und 

lud zu Feierlichkeiten nach Beijing ein. 

Nachdem zum fünfzigsten Nationalfei­

ertag 1999 großer materieller und ide­

eller Aufwand betrieben worden war, 

fielen die Feierlichkeiten zum diesjäh­

rigen Jubiläum weitaus bescheidener 

aus (vgl. C.a., 1999/10, Ü 5).

Diese Entscheidung muss im Lichte 

der vielfach betonten Bescheidenheit 

und besonderen Volksnähe der neuen 

Führung unter Staats- und Parteichef 

Hu Jintao und Ministerpräsident Wen 

Jiabao gesehen werden, die die Legi­

timität der Partei erhöhen sollen. Da­

neben veranlasste die Furcht vor Ter­

roranschlägen zu erhöhten Sicherheits­

vorkehrungen, mit dem Effekt, dass 

die Feierlichkeiten im kleineren Rah­

men stattfanden (vgl. C.a., 2004/9, Ü 

12).

Nichtsdestoweniger empfing die Par­

teispitze bereits einen Abend zuvor, 

am 30. September, rund 4.000 Gäs­

te, zu denen neben vielen interna­

tionalen Vertretern auch Delegatio­

nen aus den Sonderverwaltungsregio­

nen (SVR) Hongkong und Macau so­

wie aus Taiwan zählten. Ministerpräsi­

dent Wen Jiabao unterstrich in seiner 

Willkommensrede die erfolgreiche Im­

plementierung der Formel „ein Land, 

zwei Systeme“, an der auch in Zu­

kunft festgehalten werden solle. Dabei 

werde den SVR weiterhin ein hoher 

Grad an Autonomie zugesichert, und 

die Politik der Zentralregierung werde 
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weiterhin an den Grundgesetzen bei­

der Territorien ausgerichtet sein. Fer­

ner sprach er sich für die weitere Er­

haltung von Prosperität und Stabili­

tät in Hongkong und Macau aus. Mit 

Bezug auf Taiwan betonte Wen Jiabao 

das stete Festhalten an den Prinzipi­

en der friedlichen Wiedervereinigung 

und „ein Land, zwei Systeme“. Die­

se Aussagen deckten sich mit den zu­

vor gemachten Ausführungen im Re­

gierungsbericht, den der Ministerprä­

sident auf der Jahrestagung des Na­

tionalen Volkskongresses im März d.J. 

vorgestellt hatte sowie mit den ent­

sprechenden Passagen in der Resoluti­

on der Plenartagung der Zentralkom­

mission (ZK) der KPCh im Septem­

ber (vgl. C.a., 2004/3, Ü 8; Xinhua, 

19.9.04).

Neben den Ausführungen zur Hong­

kong-, Macau- und Taiwanpolitik der 

Zentralregierung ging der Minister­

präsident in seiner Rede auch auf 

die Errungenschaften der Kommunis­

tischen Partei Chinas seit der Staats­

gründung 1949 ein und blickte dann 

auf die zukünftigen Vorhaben der 

Regierung. Zu ihnen zählte er u.a. 

die Stärkung von demokratischen und 

rechtsstaatlichen Strukturen sowie die 

Fortführung der Reform- und Öff- 

nungspolitik. Gleichzeitig mahnte er 

die Verbesserung der Regierungskapa­

zität der Partei an, die bereits wäh­

rend der ZK-Plenartagung im Mit­

telpunkt gestanden hatte. Gegenüber 

den Delegationen aus Hongkong und 

Macau äußerte sich Staatspräsident 

Hu Jintao in ähnlicher Weise wie Wen 

Jiabao. Darüber hinaus hob er hervor, 

dass die Zukunft der SVR insbesonde­

re von der Einheit und den Bemühun­

gen der Bevölkerung in beiden Terri­

torien abhänge.

Im Vorfeld der Feierlichkeiten hat­

te die Aussage Zhu Yuchengs, dem 

Direktor des Forschungsinstituts für 

Hongkong und Macau des Staatsrats, 

zu Spekulationen geführt, wonach die 

Zentralregierung eine Neuausrichtung 

ihrer Hongkongpolitik anstrebe. Zur 

weiteren Implementierung der Formel 

„ein Land, zwei Systeme“ beabsich­

tige sie, den Fokus auf das politi­

sche System in Hongkong zu richten 

und ihre Hongkongpolitik damit an 

die lokalen Begebenheiten anzupassen, 

so Zhu Yucheng. Unklarheit herrsch­

te bei Beobachtern vor allem darü­

ber, ob eine solche Neuausrichtung ge­
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mäß der so genannten „new social Or­

der“ in Hongkong eine stärkere Kon­

trolle über die SVR zur Folge ha­

ben werde, oder ob im Gegenteil der 

neuen politischen Realität Rechnung 

getragen werde. Denn die Mehrheit 

der Hongkonger Wähler hatte sich zu­

letzt bei den Wahlen zur Legislativ­

versammlung im September für eine 

weitere Demokratisierung Hongkongs 

ausgesprochen (zu den Wahlen vgl. 

C.a., 2004/9, S.1005-1014). Obwohl 

keine präzisen Aussagen zur künftigen 

Neuausrichtung der Hongkongpolitik 

der Zentralregierung gemacht wurden, 

kann die erstmalige Einladung pro-de­

mokratischer Abgeordneter der Hong­

konger Legislativversammlung zu den 

Feierlichkeiten anlässlich des Natio­

nalfeiertags als positives Signal ge­

wertet werden (vgl. C.a., 2004/9, Ü 

27). Darüber hinaus weisen zumindest 

die Ausführungen in den Reden von 

Staatspräsident Hu Jintao und Minis­

terpräsident Wen Jiabao, insbesonde­

re die weitere Zusicherung eines hohen 

Grades an Autonomie, keineswegs auf 

eine stärkere Kontrolle über die SVR 

durch die Zentralregierung in Beijing 

hin. (RMRB, 1.10.04; Xinhua, 30.9.04; 

XNA, 1.10.04; ST, 1., 2.10.04; CD, 

30.9.04; SCMP, 30.9., 2., 5.10.04; IHT, 

30.9.04) -kw-

16 Kampf gegen Korruption 

und Amtsmissbrauch wird 

fortgesetzt

Nach der Hinrichtung des Vizegouver­

neurs der Provinz Anhui, Wang Huai- 

zhong, im Februar d.J. und der Verur­

teilung des ehemaligen Parteisekretärs 

der Provinz Guizhou, Liu Fangren, zu 

lebenslanger Haft im Juni, setzte sich 

die Aufdeckung von Korruptionsfäl­

len in Funktionärskreisen im Oktober 

weiter fort (vgl. C.a., 2004/2, Ü 14; 

2004/6, Ü 11).

Wie staatliche Medien am 11. Oktober 

berichteten, entließ die Provinzregie­

rung von Heilongjiang gleich fünf ih­

rer hochrangigen Führungspersönlich­

keiten wegen Verwicklungen in einen 

Korruptionsskandal. Darunter befan­

den sich der Vizegouverneur der Pro­

vinz, Fu Xiaoguang, der Generalsek­

retär des Provinzparteikomitees und 

der Vorsitzende des Obersten Volksge­

richtshofs. Die Hintergründe der An-

Oktober 2004 

schuldigungen wurden bislang jedoch 

nicht bekannt.

Der stellvertretende Bürgermeister 

von Suzhou in der Provinz Jiangsu, 

Jiang Renjie, sah sich im Oktober 

ebenfalls mit dem Vorwurf der Be­

stechlichkeit konfrontiert. Jiang wur­

de entlassen, weil er insgesamt 20 Mio. 

Yuan Bestechungsgelder erhalten ha­

ben soll.

Die nordostchinesische Provinz Hei­

longjiang war bereits in der Ver­

gangenheit als „Korruptionsnest“ be­

kannt geworden. Prominentes Beispiel 

ist der frühere Leiter des Ministeri­

ums für Bodenverwaltung und natür­

liche Ressourcen (guotu ziyuan bu), 

Tian Fengshan, der im Oktober 2003 

aus seinem Amt entfernt wurde. Als 

Grund für seine Entlassung wurde 

über eine Verwicklung in Korruptions­

fälle während seiner Amtszeit als Pro­

vinzgouverneur in Heilongjiang von 

1995 bis 1999 spekuliert. Sein Verhal­

ten führte im September d.J. schließ­

lich zu seinem Parteiausschluss (vgl. 

C.a., 2003/10, Ü 6; 2004/9, Ü 9). Ins­

besondere die Praxis des „Verkaufs“ 

von Ämtern wurde und wird in Hei­

longjiang beklagt.

Bei der Aufklärung des jüngsten Kor­

ruptionsfalles wurde jedoch wenig 

über die genauen Vorwürfe bekannt. 

Selbst vom Rücktritt der fünf Spit­

zenbeamten erfuhr die Öffentlichkeit 

erst mit einer Verspätung von zwei 

Wochen. In der internationalen Presse 

wird daher von einer möglichen Zensur 

durch die Partei gesprochen. Wie die 

South China Moming Post spekulier­

te, könnte es sich bei den Entlassun­

gen in Heilongjiang um eine groß an­

gelegte Umbesetzung von Spitzenposi­

tionen in den drei nordostchinesischen 

Provinzen handeln, zu denen noch Ji­

lin und Liaoning zählen. Die Umbe­

setzung solle der wirtschaftlichen Wie­

derbelebung des ehemaligen Industrie­

gürtels Chinas dienen, welcher, vor al­

lem unter hoher Arbeitslosigkeit infol­

ge der Schließung von Staatsbetrieben 

und weit verbreiteter Korruption un­

ter Kadern leidet, so der Artikel. Als 

weiteres Indiz für ein solches Vorha­

ben wird die Neubesetzung des Amtes 

des Provinzgouverneurs von Jilin mit 

Wang Min, dem früheren Vizegouver­

neur der Provinz Jiangsu, angeführt.

Erstmalig wurde zur Wiederbesetzung 

von zweien der fünf vakanten Füh- 
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rungsämter in Heilongjiang das dem 

Ministerium für Personalwesen unter­

stellte Nationale Zentrum für Perso­

nalwesen als neutrale Stellenvermitt­

lungsinstanz beauftragt. Dies kann als 

Versuch der Provinzregierung gewer­

tet werden, ihr Image nach der Auf­

deckung zahlreicher Korruptionsskan­

dale zu verbessern. Von der Zentralre­

gierung war der Problematik der Kor- 

rumpierbarkeit von hochrangigen Ka­

dern und Führungsgruppen zuletzt in 

der Resolution der 4. Plenarsitzung 

des XVI. Zentralkomitees der KPCh 

vom September d.J. besondere Bedeu­

tung zugeschrieben worden. Bereits in 

der Einleitung der Resolution liste­

te die Parteispitze die weit verbrei­

tete Korruption als eines der größ­

ten Probleme auf, die der angestreb­

ten Stärkung der Regierungskapazi­

tät der Partei im Wege stünden (vgl. 

C.a., 2004/7, Ü 6; C.a., 2004/9, Ü 

7). Bereits zuvor hatten die im Janu­

ar d.J. erstmals veröffentlichten Rege­

lungen zur innerparteilichen Überwa­

chung und die im April beschlossene 

Maßnahme, die Korruptionsbekämp­

fung unter die direkte Kontrolle der 

Zentrale zu stellen, dem hohen Stellen­

wert des Anti-Korruptionskampfes ge­

rade auch unter Spitzenkadern Nach­

druck verliehen (vgl. C.a., 2004/1, Ü 

8; 2004/4, Ü 8).

Von jüngsten Anstrengungen berich­

tete die chinesische Zeitschrift Liao­

wang, wonach die Regierung die Er­

richtung eines so genannten „Anti- 

Korruptions-Systems“ in drei Stu­

fen plant. Bis 2007 sollen demnach 

grundlegende Fortschritte im Kampf 

gegen Korruption gemacht werden, 

bis 2010 stehe die Implementierung 

des Systems im Vordergrund, so­

dass ein Rückgang der Korrupti­

on möglich werde. In der dritten 

und letzten Phase bis 2020 solle 

das „Anti-Korruptions-System“ funk­

tionsfähig sein, verbunden mit der 

Vollendung der „sozialistischen Markt­

wirtschaft“. Zur tatsächlichen Umset­

zung des Vorhabens ist bislang aller­

dings nichts bekannt. Ein Bericht der 

chinesischen Zeitschrift China News 

Weekly, wonach etwa zwei Drittel 

der Verwaltungen auf zentraler und 

Provinzebene, in denen Korruptions­

fälle aufgedeckt worden seien, bis­

lang noch keine Verantwortung für 

ihr Fehlverhalten übernommen hät­

ten, lässt jedoch Zweifel an der Ef­

fektivität des Anti-Korruptionskamp­

fes aufkommen. (RMRB, 30.9.04, nach 

BBC PF, 1.10.04; FAZ, 2.10.04; 

Kyodo News Service, 11.10.04, nach 

BBC PF, 12.10.04; Washington Post, 

1.11.04; SCMP, 6., 14., 28.10.04; XNA, 

20.10.04) -kw-

17 Erneut Tote nach schwe­

rem Minenunglück im Koh­

lebergwerk

Am 20. Oktober sind beim jüngsten 

Minenunglück im staatlichen Daping- 

Kohlebergwerk nahe der Stadt Xin- 

mi in der zentralchinesischen Provinz 

Henan nach Regierungsangaben min­

destens 141 Bergarbeiter infolge einer 

Gasexplosion ums Leben gekommen. 

Zum Zeitpunkt des Unglücks arbeite­

ten ca. 450 Bergarbeiter in der Mi­

ne, davon konnten 298 unverletzt ent­

kommen. Damit handelte es sich um 

das schwerste Minenunglück in den 

vergangenen zwei Jahren (vgl. C.a., 

2002/4, Ü 20; 2003/9, Ü 8).

Ähnliche Meldungen häuften sich im 

Monat Oktober: Bei einer Gasexplo­

sion in einem Kohlebergwerk in der 

Provinz Jiangxi waren neun Personen 

getötet und über 20 verletzt worden. 

Ein Minenunglück in einem Kohle­

bergwerk nahe der Hauptstadt Beijing 

kostete drei Menschen das Leben. Bei 

einer weiteren Gasexplosion in einem 

Kohlebergwerk in der Provinz Liao- 

ning starben 15 Bergarbeiter.

Wie Statistiken der Staatlichen Be­

hörde für Produktionssicherheit zei­

gen, starben in den ersten neun Mo­

naten diesen Jahres insgesamt 4.153 

Menschen bei Minenunglücken - eine 

Zahl, die immerhin 13% unter der des 

letzten Jahres liegt. Pro Jahr sterben 

chinesischen Statistiken zufolge etwa 

7.000 Bergarbeiter in Chinas Kohle­

bergwerken. Demgegenüber beziffert 

die unabhängige Hongkonger Gewerk­

schaftszeitschrift China Labor Bulle­

tin, welche für den Schutz von Arbeits­

rechten und Arbeitsstandards auf dem 

chinesischen Festland eintritt, die An­

zahl der Bergarbeiter, die bei Minen­

unglücken ums Leben kommen, mit 

20.000 pro Jahr deutlich höher. Die 

meisten Grubenunfälle ereignen sich 

in illegal betriebenen Kohleminen, de­

ren Anzahl in den vergangenen Jahren 

aufgrund des steigenden Energiebe­

darfs drastisch angestiegen ist. Doch 

werden selbst den staatseigenen Koh­

lebergwerken unzureichende Investi­

tionen in die Arbeitssicherheit vorge­

worfen.

Aufgrund der Häufung von Minenun­

glücken in den letzten Jahren hat­

te die Regierung zwar verbesserte Si­

cherheitsvorkehrungen per Gesetz an­

gestrengt, wiederholt Verantwortliche 

zur Rechenschaft gezogen und sogar 

die Schließung von Bergwerken mit 

unzureichenden Sicherheitsvorkehrun­

gen betrieben, die hohe Zahl an Un­

fällen konnte jedoch kaum verringert 

werden. Immer noch sind nachlässi­

ger Umgang mit Sicherheitsbestim­

mungen durch lokale Betreiber an­

zutreffen, häufig in Verbindung mit 

Bestechungsfällen. Vielfach ist dies 

der übermäßigen Kohleförderung zu­

zuschreiben, die an die Kapazitäts­

grenzen der Bergwerke stößt. Sie wird 

betrieben, um der großen Nachfrage 

gerecht werden zu können, so der Vi­

zedirektor der Staatlichen Behörde für 

Produktionssicherheit Sun Huashan.

Zur Unterstreichung staatlicher Be­

mühungen um größere Arbeitssicher­

heit in chinesischen Kohlebergwerken 

entsandte der Staatsrat eine hochran­

gige Gruppe von 14 Kadern und Ex­

perten unter der Leitung von Hua 

Jianmin, dem Generalsekretär des 

Staatsrats, einen Tag später nach He­

nan, um den Unfallort zu inspizie­

ren und die Rettungs- bzw. Bergungs­

aktion zu leiten. Eine Woche später 

berichtete die staatliche Nachrichten­

agentur Xinhua von einer 24-köpfi- 

gen Expertengruppe, welche die Ur­

sachen für das Minenunglück aufklä­

ren soll. Infolge des Minenunglücks 

beriet der Staatsrat unter der Lei­

tung von Ministerpräsident Wen Jia- 

bao darüber hinaus über einen Ge­

setzesentwurf zur Kontrolle von Ar­

beitssicherheitsvorkehrungen. Ein sol­

ches Gesetz soll die Überwachung der 

Arbeitssicherheit standardisieren und 

die Rechte und Interessen der Arbei­

ter schützen. Dieser Gesetzesentwurf 

soll dem Ständigen Ausschuss des Na­

tionalen Volkskongresses zur Beratung 

vorgelegt werden. Als weiterer Schritt 

zur Verbesserung der Arbeitssicher­

heit wird von möglichen Schließun­

gen von in Gemeindebesitz befindli­

chen Kohleminen als Teil einer Reor­

ganisation der Kohleindustrie gespro­

chen.
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Auch wenn die Vorkehrungen zur Ar- 

beits- und Produktionssicherheit in 

der chinesischen Industrie weiter Män­

gel aufweisen und die Zahl der Ar­

beitsunfälle kaum rückläufig ist, so 

sind trotzdem einzelne Beispiele anzu­

führen, die auf ein zunehmendes Ver­

antwortlichkeitsbewusstsein und ein 

härteres Durchgreifen von Vorgesetz­

ten hinweisen. Im Februar machte der 

Provinzgouverneur von Jilin, Hong 

Hu, Schlagzeilen, als er sich als Ver­

antwortlicher für Produktionssicher­

heit öffentlich für den Brand in ei­

nem Einkaufszentrum im Februar d.J. 

entschuldigte, bei dem 53 Menschen 

getötet und 70 verletzt wurden. Ein 

solcher Vorgang ist bislang einma­

lig. Des Weiteren kündigte das Bü­

ro für Produktionssicherheit der Pro­

vinz Hebei Ende Oktober an, die 

Verantwortlichen für einen Chemie­

unfall im Februar, bei dem 13 Men­

schen starben, hart bestrafen zu wol­

len. In ähnlicher Weise möchte die 

Lokalregierung in Chongqing verfah­

ren, wo im April ein weiterer Che­

mieunfall das Leben von neun Ar­

beitern forderte. (SCMP, 5., 21., 22., 

28.10.04; ST, 22.10.04; BBC News, 

22.10.04; Xinhua, 21.10.04; XNA, 21.,

22., 25., 27., 29., 30.10.04; CD, 28., 30., 

31.10.04; FAZ, 22.10.04; www.china- 

labour.org.hk/iso/) -kw-

18 Artikel in der China Daily 

greift Debatte um Patriotis­

mus vs. Nationalismus auf

Am 21. September veröffentlichte die 

größte englischsprachige Tageszeitung 

Chinas, die China Daily, einen Ar­

tikel von Prof. Chen Yanru von der 

Universität Xiamen, Provinz Fuzhou. 

Dieser nahm die Debatte um Patrio­

tismus und Nationalismus in China 

auf, indem er sich mit dem Phäno­

men des Patriotismus als einer von der 

zentralchinesischen Führung initiier­

ten Mobilisierungsstrategie beschäf­

tigte. Seine Veröffentlichung in einem 

englischsprachigen Medium hob die 

Bedeutung des Diskussionsgegenstan­

des deutlich hervor, wurde damit doch 

die Kenntnisnahme durch internatio­

nale Beobachter gewährleistet. In der 

Folge griff beispielsweise die Neue Zür­

cher Zeitung den Diskussionsgegen­

stand und Prof. Chens Ausführungen 

dazu auf.

Prof. Chen ging in seinem Artikel 

„Pondering over patriotism“ auf den 

Vorwurf der internationalen Gemein­

schaft ein, im zeitgenössischen Chi­

na seien nationalistische Tendenzen 

zu beobachten. Diese Anschuldigung 

versuchte er, anhand einer definito- 

rischen Abgrenzung der beiden Be­

griffe Patriotismus (aiguo zhuyi) und 

Nationalismus (minzhu zhuyi) zu ent­

kräften. Nach chinesischem Verständ­

nis sei Patriotismus eine historisch 

gewachsene Zuneigung zum eigenen 

Land. Im Gegensatz zum Nationalis­

mus impliziere die Liebe zum eigenen 

Land allerdings keinesfalls Feindse­

ligkeiten gegenüber anderen Ländern 

und Kulturkreisen oder gar Selbstiso­

lation. Der Meinung, Patriotismus ha­

be im Zeitalter der wirtschaftlichen 

Globalisierung seine Relevanz verlo­

ren, stimmte der Autor nicht zu. Viel­

mehr müsse die Bevölkerung ihr eige­

nes Land lieben, um sich in der Kon­

kurrenz mit anderen Ländern behaup­

ten zu können. Im heutigen China be­

gründe sich der Aufruf zum Patriotis­

mus in dem Versuch, das chinesische 

Volk zu vereinen, um das gemeinsa­

me Ziel einer Wohlstandsgesellschaft 

erreichen zu können. Angesichts der 

Schwankungen zwischen Gefühlen der 

Minderwertigkeit und der Überlegen­

heit nach dem „Jahrhundert der De­

mütigung“, als die Niederlage im ers­

ten Opiumkrieg 1840/42 Chinas trau­

matische Erfahrungen mit den kolo­

nialen Mächten prägte, komme der 

jetzigen chinesischen Regierung die 

Aufgabe zu, ein gesundes und aus­

gewogenes nationales Selbstvertrauen 

zu entwickeln. Denn blinder Stolz auf 

das kulturelle Erbe sei genauso gefähr­

lich wie die Herabsetzung der eigenen 

Kultur. In der jüngsten Vergangenheit 

hätten der Umgang mit Katastrophen 

wie die Überschwemmungen im Som­

mer 1998 und der Ausbruch der Lun­

genkrankheit SARS im Frühjahr 2003 

gezeigt, welch vereinende Kraft patrio­

tische Gefühle hervorbrächten, die sich 

positiv auf ganz China auswirken kön­

ne, so die Ausführungen des Autors.

Als traumatisierende Erfahrungen las­

sen sich neben dem Opiumkrieg weite­

re Beispiele in der jüngsten Geschich­

te anführen, die den Nationalstolz 

in China nährten. Zum einen sollten 

die Ressentiments auch junger Chine­

sen gegenüber Japanern nicht unter­

schätzt werden, von denen Chinesen 

aller Altergruppen bis heute eine Ent­

schuldigung für die Gräueltaten wäh­

rend des Zweiten Weltkriegs in Chi­

na erwarten. Nach ihrer Meinung kön­

ne nur so eine Aussöhnung zwischen 

beiden Völkern herbeigeführt werden. 

Ebenso spielt die Abspaltung Taiwans 

eine große Rolle. Eine allzu beschöni­

gende Interpretation des chinesischen 

Nationalstolzes im Sinne eines „gesun­

den Patriotismus“, wie sie Prof. Chen 

vornahm, sollte vor diesem Hinter­

grund nicht zu der Annahme verlei­

ten, dass es daneben nicht auch natio­

nalistische Tendenzen in China gibt. 

Denn einige tiefe Wunden sind im­

mer noch offen. (NZZ, 18.10.04; CD, 

21.9.04) -kw-

19 Internationaler Literatur­

preis für verbotene Repor­

tage über Chinas Bauern

Ein von der chinesischen Führung ver­

botenes Buch über die Situation der 

ländlichen Bevölkerung in China hat 

den diesjährigen „Lettre Ulysses“-Li- 

teraturpreis für Reportageliteratur er­

halten.

Die beiden Koautoren Chen Guidi 

(geb. 1943) und Wu Chuntao (geb. 

1963) erhielten auf dem Festakt An­

fang Oktober in Berlin den mit 50.000 

Euro dotierten ersten Preis für ihr 

Buch Ein Bericht über die Lage chine­

sischer Bauern. In eindrücklicher Wei­

se hatten sie darin die wirtschaftli­

chen, sozialen und politischen Lebens­

bedingungen der rund 900.000 Bauern 

in China geschildert und zahlreiche 

Beispiele von Korruption, Rechtlosig­

keit, übermäßiger finanzieller Belas­

tung, Amtswillkür, Gewaltkonflikten 

und anderen Missständen auf Dorf­

ebene aufgeführt. Der Text war En­

de 2003 zunächst in mehreren Fol­

gen in der anerkannten Literaturzeit­

schrift Dangdai (Gegenwart) publi­

ziert und angesichts des großen Er­

folgs von 100.000 verkauften Exempla­

ren schließlich vom Verlag für Volksli­

teratur in Buchform mit einer Aufla­

ge von 150.000 gedruckt worden. Im 

März d.J. wurde das Buch von höchs­

ter Stelle mit einem Verkaufsverbot 

belegt, was umso überraschender er­

schien, als die parteistaatliche Füh­

rung sich die Verbesserung der Le­

bensbedingungen der ländlichen Be­

völkerung selbst auf die Fahnen ge­

http://www.china-labour.org.hk/iso/
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schrieben hat und dem Thema seit 

2003 und besonders in der ersten Jah­

reshälfte 2004 in den staatlichen Me­

dien große Prominenz geschenkt wur­

de. Seit dem offiziellen Verbot des Bu­

ches zirkulierten auf dem heimischen 

Markt nur noch Raubkopien des Bu­

ches, von dem inzwischen rund 7 Mio. 

Exemplare verkauft worden sein sollen 

(C.a., 2004/7, Ü 9).

Der „Lettre Ulysses“-Preis für Repor­

tageliteratur wurde im Jahr 2003 von 

dem Kulturmagazin Lettre Internatio­

nal in Kooperation mit der Aventis- 

Stiftung und dem deutschen Goethe- 

Institut ins Leben gerufen. Die inter­

nationale Auszeichnung soll jährlich 

vergeben werden, um die internatio­

nale Aufmerksamkeit auf hervorragen­

de Werke der Reportageliteratur zu 

lenken. Die elfköpfige Jury (darunter 

Zhao Xinshan aus China) hatte sich 

für die Verleihung des ersten Preises 

an Chen Guidi und seine Frau Wu 

Chuntao entschieden, weil ihr Buch 

„sehr bedeutsam“ sei und „aus einem 

Land stammt, wo die Tradition der 

Reportageliteratur aus offensichlichen 

Gründen mit einigen Schwierigkeiten 

zu kämpfen hat“, so Isabel Hilton, bri­

tisches Mitglied der Jury. Ihren eige­

nen Angaben nach erfuhren die bei­

den Autoren erst während des Fest­

akts selbst von der Auszeichnung ihres 

Buches. Auszüge der für die Preisver­

leihung nominierten Werke finden sich 

in deutscher Übersetzung in der Zeit­

schrift Lettre International, Ausgabe 

No.66. (www.lettre-ulysses-award.org; 

SZ, 2.10.04; ST, 4.10.04) -hol-

Wissenschaft, Bildung, 

Gesellschaft, Kultur

20 Ministerien mit Beschäfti­

gungssituation der Hoch­

schulabsolventen zufrieden

Vertreter der mit der Unterbringung 

der Hochschulabsolventen befassten 

Ministerien und Organisationen (Er- 

ziehungs-, Personal- und Arbeitsmi­

nisterium sowie Kommunistische Ju­

gendliga) zeigten sich Korresponden­

ten der Volkszeitung gegenüber zu­

frieden mit den bis zum 1. Septem­

ber erreichten Ergebnissen. Bis zu die­

sem Datum hatten 73% der diesjäh­

rigen Absolventen öffentlicher terti­

ärer Bildungseinrichtungen eine An­

stellung gefunden, 3% mehr als im 

Vorjahr. Im Einzelnen hatten regu­

läre Absolventen (undergraduate) zu 

84% Erfolg, Postgraduierte zu 93% 

und Absolventen höherer Berufs- und 

Fachschulen zu 61% - bei Letzteren 

lag die Beschäftigungsrate immerhin 

6% höher als im Vorjahr. Dabei war 

insgesamt die Anzahl der Absolventen 

gegenüber 2003 um 680.000 oder um 

32% auf 2,8 Mio. angewachsen.

Die Stadt Shanghai konnte noch grö­

ßere Erfolge vermelden. Hier hatten 

bis zum 1. September 90,52% der Ab­

solventen eine Anstellung gefunden, 

darunter Postgraduierte zu 96%, regu­

läre Absolventen zu 93,25% und Ab­

solventen von Berufs- und Fachhoch­

schulen zu 85,27%. Einzig bei den 

Postgraduierten blieb die Zahl unter 

der des Vorjahres.

Als Gründe für die erfolgreichere Un­

terbringung der Absolventen wurden 

entsprechende Beschlüsse der Ministe­

rien und vereinte Anstrengungen auf 

allen Ebenen genannt. So richteten 30 

Provinzen, Bezirke und Städte Koor­

dinationsmechanismen und Berichts­

systeme ein, mit dem Ziel, den Prozess 

der Jobsuche und -findung möglichst 

in eine Hand zu geben.

Zufrieden zeigten sich die Verant­

wortlichen auch mit dem Ergebnis 

ihrer Bemühungen, die Absolventen 

zum freiwilligen Dienst „an der Ba­

sis“ in den Westprovinzen zu bewe­

gen. Hier haben sich 6.212 neue Frei­

willige gefunden, sodass die Gesamt­

zahl um über 4.000 auf 10.000 stieg. 

Bei diesem Dienst geht es vor allem 

um die Unterstützung armer Regio­

nen im Bildungs-, Gesundheits- und 

Agrarbereich. (RMRB, 29.9.04; GM- 

RB, 20.10.04) -gs-

21 China sieht sich als Nummer 

Eins im Hochschulbereich

Für das laufende Jahr 2004 meldete 

die Beijinger Volkszeitung, dass sich 

insgesamt 19% aus der Altersgrup­

pe der 18- bis 22-Jährigen an Hoch­

schulen in China eingeschrieben ha­

ben. Mit dieser Bruttorate der Hoch­

schulzulassungen (gross university en- 

trance rate), die in den letzten Jah­

ren jährlich um 2% gestiegen sei, habe 

man nun die USA überholt und sei zur 

Nummer Eins weltweit geworden.

Im Jahre 2004 haben die chinesischen 

Hochschulen 4,2 Mio. neue Studen­

ten aufgenommen, 400.000 mehr ge­

genüber 2003; damit erreichten 50% 

der Teilnehmer an den Aufnahmeprü­

fungen eine Zulassung. Mit insgesamt 

über 20 Mio. Chinesen, die an terti­

ären Bildungseinrichtungen studieren, 

bleibt China allerdings nach Aussage 

des Erziehungsministers Zhou Ji bei 

der Bildungsbeteiligung an Hochschu­

len (enrollment rate at universities) 

noch hinter den USA, Russland und 

Japan zurück. Für 2010 strebe man 

hier eine Rate von 23% an. Der Minis­

ter kündigte anlässlich der Eröffnung 

des ersten Hochschul-Evaluationszent­

rums weiter an, dass man zusätzlich zu 

der seit 1994 erfolgenden qualitativen 

Beurteilung der Hochschulen nun auch 

Prozessdaten erheben wolle wie z.B. 

die Beschäftigungsrate von Hochschul­

absolventen. Zum Ranking der Hoch­

schulen erklärte er, dass bis Ende 2003 

296 evaluiert worden seien, von denen 

16 „excellent“ und 192 „qualified“ be­

urteilt wurden.

Als Zeichen der Anerkennung für das 

chinesische Hochschulwesen wertete 

das Bildungsministerium auch die ge­

stiegene Zahl ausländischer Studen­

ten, von denen sich 2004 wahrschein­

lich 86.000 einschreiben werden; die 

meisten davon kommen aus anderen 

asiatischen Ländern. Vor 20 Jahren 

habe es nur 8.000 ausländische Stu­

denten in China gegeben. (ST, 4.10.04; 

XNA, 26.10.04; RMRB, 28.10.04) -gs-

22 Förderung armer Studenten

In einem ausführlichen Interview 

mit der Guangming Ribao (16.09.04) 

nahm der stellvertretende Bildungs­

minister zur Förderung armer Studen­

ten Stellung. Seit 1999 entwickele sich 

das Hochschulwesen in rasantem Tem­

po. Ende 2003 seien 12 Mio. Studen­

ten an öffentlichen Hochschulen einge­

schrieben, darunter 650.000 Postgra­

duierte. Nach den Neuaufnahmen im 

Herbst 2004 seien es sogar 13,5 Mio. 

Studenten einschließlich 800.000 Post­

graduierte. Mit der Ausweitung der 

Immatrikulationen habe aber auch die 

Zahl der armen Studenten zugenom­

men. Eine Untersuchung habe erge­

ben, dass Ende 2003 rund 20% aller

http://www.lettre-ulysses-award.org



